
Bundessozialgericht
Az„:‚j_BJ 18312;

Verkündet

am 25° März 1972

I m N a m e n d e s V o l k e s

U r t e i l“

in dem Rechtsstreit

Klägerin und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigte:
„„„„„„„„„„„„ '„„°° „„„„„„„„

g e g e n

Beklagte und Revisionsklägerin°

Der 5„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf

die mündliche Verhandlung vom 250 März 1972

“durch

Senatspräsident ; ' Dr° D a p p r i o h
.' — Vorsitzender —‚

Bundesrichter M a y ,
Bundesrichter R a u s c h e r 9
Bundessozialriohter D ü n g e l h o f f und

Bundessozialrichter Dr° F r o m e n

für Recht erkannt:
‘

hie Revision der Beklagten gegen das Urteil

des Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen

Vom 25° März l97l wird zurückgewiesen°

bie Beklagte hat der Klägerin die außergericht—
lichen Kosten auch des Revisionsverfahrens zu

erstatten°
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G r_ü n d e

Die 1899 geborene? seit 1915 als Hilfsarbeiterin be—

schäftigt und invalidenversichert gewesene Klägerin hat

am 10 Juli 1919 durch einen Arbeitsunfall beide Beine bis

zum Knie verlorene Sie ist seither keiner versicherungs— ‘

pflichtigen Beschäftigung mehr nachgegangen°

]
Die Klägerin‚ die die Unfallvollrente bezieht und deren

wiederholte7 zwischen 1948 und 1965 gestellte Rentenan—

träge die Ruhrknappschaft unter Verneinung ihrer Zuständim—

keit abgelehnt hatte‚ beantragte am 110 November 1965 bei

der beklagten Landesversicherungsanstalt (LVA) die Ge—

währung von Versichertenrente wegen Erwerbsunfähigkeit°

Mit Bescheid vom 180 März 1966 lehnte die Beklagte den

Antrag ab, weil die seit 1955 erwerb5unfähige Klägerin

die Wartezeit nicht erfüllt habe°

Mit der hiergegen erhobenen Klage ist die Klägerin in den

Vorinstanzen durchgedrungen° Im Urteil vom 25° März 1971

hat das Landessozialgericht (LSG) die Rente wegen Erwerbs—
unfähigkeit ab 10 Dezember 1965 zusprechende Entscheidung

des Sozialgerichts (SG) bestätigt und ausgeführtz Nach dem

Ergebnis der Beweisaufnahme sei die Klägerin durch den

Arbeitsunfall am 1° Juli 1919 invalide im Sinne des seiner—

zeitigen Rechts geworden° Sie habe damals aus den von Sep—

tember 1915 bis Juli 1919 zur Invalidenversicherung ge—
leisteten 166 Pflichtwochenbeiträgen die Anwartschaft er—

halten gehabt° Die seinerzeit erforderliche Wartezeit von
200 Pflichtbeitragswochen gelte gemäß dem durch die Ver—

einfachungsverordnung (VVG) vom 170 März 1945 in die

Reichsversicherungsordnung (RVG) eingefügten @ 1265 a

_3_.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Abs° 1 Nr° 1 i„V„m° der durch Art° 26 VVO rückwirkend ver—

fügten zeitlichen Erstreckung als erfüllt° Die hiergegen

von der Beklagten unter Bezug auf Art„ 2 5 10 des Arbeiter—

rentenversicherungs—Neuregelungsgesetzes (ArVNG) vorge—

tragenen Einwände könnten nicht durchdringen° Die Revision

hat das LSG im Urteil zugelassen.

Die Beklagte hat Revision eingelegt° Sie trägt vor:

Das Berufungsgericht habe Art° 2 5 10 ArVNG verletzt‚ weil

es zu Unrecht davon ausgegangen sei‚ 5 1265 a RVG aF gelte

auch noch für nach dem Inkrafttreten des ArVNG geltend ge—
machte Rentenansprücheo Mit dem Inkrafttreten des ArVNG

seien vielmehr die bis dahin geltenden Vorschriften, die

die Erfüllung der Wartezeit fingierten„ außer Kraft ge—

treten° Hinsichtlich der die Auffassung das LSG stützenden
VRechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) mache sie

sich die in zwei Entscheidungen des erkennenden Senats
herausgestellten Bedenken zu eigen°

Die Beklagte beantragt‚

die Entscheidung des Landessozialgerichts Nordrhein—

Westfalen vom 259 März 1971 aufzuheben‚ das Urteil

des Sozialgerichts Dortmund vom 25„ April 1969 abzu—

ändern und die Klage gegen den Bescheid
vom 18° März

1966 abzuweisen‚ W

hilfsweise9

das Urteil des Landessozialgerichts aufzuheben und

die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an dieses Gericht zurückzuverweisen°

Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweisen und der Beklagten die

Kosten auch des Revisionsverfahrens aufzuerlegen°

_ 4 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Sie schließt sich der von der Vorinstanz vertretenen

Rechtsauffassung ano

II.

Die zulässige Revision ist nicht begründet°

Nach Art° 2 5 5 des am 10 Januar 1957 in Kraft getretenen

ArVNG vom 250 Februar 1957 sind für Rentenansprüche aus

Versicherungsfällen vor Inkrafttreten dieses Gesetzes die

bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Vorschriften maßgebend,

soweit nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt isto Die

Klägerin ist am 10 Juli 1919 invalide gewordeno Nach @

1278 RVO in der zu dieser Zeit gültig gewesenen Fassung

betrug die Wartezeit für eine Versichertenrente 200 Pflicht»

beitragswochen° Da die Klägerin nur 166 Beitragswochen

zurückgelegt hat‚ kann der von ihr erhobene Rentenanspruch

nur begründet sein‚ wenn eine Vorschrift besteht„ die für

im Jahre 1919 eingetretene Versicherungsfälle die Erfüllune

der Wartezeit fingiert° Das ist der Fall°

Die RVG in der am 10 Juli 1919 geltenden Fassung enthält

zwar keine solche Vorschrift° Indessen ist durch das

Urteil des 4° Senats des BSG vom 240 April 1958 (BSG ??

146) bereits geklärt‚ daß @ 1263 a Abs„ 1 Nr° 1 EVO in der

— alten — Fassung des Art° 17 VVG, welcher bei Invalidität

infolge Arbeitsunfalls die Erfüllung der Wartezeit fin—

giert9 auf Grund der ihm durch Arto 26 VVG beigelegten

Rückwirkung auf alle vor dem 10 April 1945 eingetretenen

Versicherungsfälle anzuwenden ist‚ sofern nur? was hier

zutrifft9 bis zu diesem Zeitpunkt ein das Versicherungs—

verhältnis abschließender rechtskräftiger Bescheid noch

nicht ergangen ist„ Der 12° Senat ist dieser Auffassung

in der Entscheidung vom 16° März 1962 (SozR Nr° 15 zu
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5 1265 a RVG aF) beiectreten; er hat zudem herausge—
‚stellt, daß der Art„ 2 5 10 Abs„ 1 Buchstoa ArVNG

in bezug auf alte Versicherungsfälle den 1° Mai 1942

nicht wieder einengend als Stichtag eingeführt hat,

von dem die Anwendung der die Erfüllung der Wartezeit

‘fingierenden Vorschriften abhängt„ Art° 2 5 10 Abs° 1
ArVNG regele allein die Anwendung der neuen Wartezeit—

fiktion des @ 1252 RVO nF auf nach dem 50° April 1942

eingetretene Versicherungsfälle‚ schreibe aber nicht

vor, daß 5 1265 a RVG aF nur vom 1° Mai 1942 an anzu—
wenden sei„ Der erkennende Senat hat sich in seinem

Urteil vom 14„ April 1964 (5 RKn 81/61) der erstge—
nannten Entscheidung des 4„ Senats bereits grundsätz—

lich angeschlossen und in einem weiteren Urteil vom

5° November 1965 (BSG 24, 85) gewisse Bedenken an diese

RechtSprechung nur noch insoweit aufrechterhalten9 als

es sich um ihre Übernahme speziell auf das Knappschafts—

recht handelt° Entgegen der Auffassung der Beklagten

scheitert der Anspruch der Klägerin nicht daran‚ daß

sie den Rentenantrag erst nach dem Außerkrafttreten des

bis zum 510 Dezember 195 geltenden —
alten

— Rechts

gestellt hat° Zwar trifft zu, daß nach 5 1286 Abs° l
RVG aF die Rente erst mit Ablauf des Antragsmonats

beginnen konnte‚ sofern sie nach dem Ende des Kalender—

monats beantragt wurde‚ das dem Monat folgt, in dem

ihre Voraussetzungen erfüllt waren° Da sich indessen

die Abhängigkeit des Rentenanspruchs vom Rentenantrag

nach altem Recht auf den Rentenbeginn beschränkte und

der fehlende Antrag insbesondere die zentrale renten—

rechtliche Bedeutung des Versicherungsfalles nicht zu
schmälern vermochte‚ hatte die seit 1919 auf Grund

Arbeitsunfalls invalide Klägerin nach dem mit Rück—
wirkung ausgestatteten % 1265 a Abs° 1 Nr° 1 BVG aF

.
schon vor dem 1° Januar 1957 einen Anspruch auf Invaliden—

rente‚ die mangels eines Antrages nur noch nicht beginnen
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konnte° Diesen bereits nach altem Recht erworbenen und

nur noch hinsichtlich des Zahlungsbeginns in der Schwebe

befindlichen Rentenanspruch hat Art° 2 5 10 Abs° l Buchst°

a ArVNG nicht beseitigt: Diese vom alten auf das neue‚

ab l° Januar 1957 geltende Recht überleitende Vorschrift

zielt ersichtlichermaßen auf eine Begünstigung der Ver—

sicherten und ihrer Hinterbliebenen ab‚ indem sie z„B„

für die Fiktion der Wartezeiterfüllung nach 5 1252 Nr° l

RVG nF schon für Zeiten vor dem l° Januar 1957 den Ein—

tritt des versicherungsfalles der Berufsunfähigkeit ge—

nügen läßto Sie findet auf die vor dem l°‚Januar 1957

eingetretenen Versicherungsfälle der Invalidität auch

dann keine Anwendung‚ wenn wegen des nach dem 51° De—

zember 1956 gestellten Antrags die Rente erst nach diesem

Zeitpunkt als Rente neuen Rechts gewährt werden kann°

In diesen Fällen richtet sich die Frage der Wartezeit—

fiktion gemäß Art° 2 S 5 ArVNG nach wie vor nach altem

Recht, dc.h° nach @ 1265 a RVO aF°

Hat nach allem Art° 2 @10 Abs° l ArVNG der Klägerin
die schon vor dem l° Januar 1957 erworbene rentenrecht—

liche Position nicht entzogen‚ so haben ihr‚ nachdem sie

nunmehr den bis dahin fehlenden Rentenantrag gestellt

hat, die Vorinstanzen zu Recht die Ver3ichertenrente

zugesprochen° ‘

Das Urteil des LSG trifft also zu° Die Revision hier—

gegen war als unbegründet zurückzuweisen und die Be—

klagte zu verpflichten, der Klägerin die außergericht—
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lichen Kosten auch des Revisionsverfahrens zu erstatten

(5 195 des Sozialgerichtsgesetzes)°
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